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Vorwort

Heiner Barz

Wir leben in einer Gesellschaft, die die Freiheit der Religionsausübung in ihrem

Grundgesetz garantiert. Wir leben zweitens in einer Gesellschaft, in der die Reli-

gionsausübung im Verschwinden begriUen ist – zumindest was die jahrhundert-

lang in unseren Breiten dominierende christliche Religion betriUt. Lange schon

sprechen Religionssoziologen vom Verdunsten des Christentums und meinen

damit nicht nur die Tatsache, dass die Zahl der Kirchgänger seit vielen Jahren

kontinuierlich abnimmt oder die Bereitschaft, an christlichen Dogmen wie et-

wa die Jungfrauengeburt zu glauben. Trotz großem Medienrummel anlässlich

von Papstbesuch oder Weltjugendtag bringt es der Exodus des Christentums

aus der Gesellschaft inzwischen mit sich, dass zumindest in der jungen Genera-

tion kaum noch jemand weiß, was eigentlich an Ostern oder PVngsten gefeiert

wird. Private Bibellektüre, Tisch- oder Abendgebet sind ebenso im Verschwin-

den, wie die Bereitschaft, sich den kirchlichen Vorgaben für die Lebensführung

in Sachen Scheidung, Homosexualität, Sexualität außerhalb der Ehe, Schwan-

gerschaftsverhütung etc. zu unterwerfen.

Vor diesem Hintergrund muss das Vordringen der islamischen Religion aus

den Hinterhof-Moscheen und Koranschulen in die Sichtbarkeit repräsentativer

Moschee-Neubauten und in den Lehrplan deutscher Regelschulen viele Men-

schen irritieren. Zumal wenn zur selben Zeit der militante islamistische Fun-

damentalismus mit spektakulären Anschlägen Angst und Schrecken verbrei-

tet, und zudem Kopftücher, Beschneidungszeremonien, Alkohol- und Schwei-

neWeischverzicht sowie Fastenregeln im Ramadan eine für viele Muslime noch

deutlich höhere Alltagsrelevanz ihrer Glaubensüberzeugungen belegen als wir

das für die christlichen Konfessionen heute feststellen können. Die unweigerli-

che Verunsicherung und das diUuse Unbehagen, die hieraus resultieren, werden

freilich durch die auf Aufmerksamkeitsgewinne schielenden medialen Aufheiz-

mechanismen vielfach verstärkt.

Von daher sollte der als Integrationssignal gemeinte Satz von Ex-Bundesprä-

sident Christian WulU im Jahr 2010, der Islam gehöre zu Deutschland, zu ei-
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ner Abkühlung und Verständlichung der Islamdebatte beitragen. Und tatsäch-

lich hatte WulU sich damit unter vielen Muslimen große Sympathien erworben.

Andererseits aber auch scharfe Kritik von deutschen Konservativen eingefangen

– was erneut zeigte, dass in dieser Hinsicht noch lange nichts wirklich selbst-

verständlich ist. Kaum im Amt, hatte etwa Bundesinnenminister Friedrich am

3. März 2011 gekontert, dass der Islam zu Deutschland gehöre, lasse sich histo-

risch keineswegs belegen.

Ob Friedrich wohl weiß, dass in den Jahren 1779 bis 1796 ein deutscher Kur-

fürst eine stattliche Moschee in seinem Schlossgarten errichten ließ? Im Geiste

von Lessings Ringparabel – die übrigens auch 1779 veröUentlicht wurde – gab

der Wittelsbacher Pfalzgraf und Kurfürst von Bayern Carl Theodor jedenfalls

den Auftrag, das imposante Bauwerk als Ausdruck seiner aufklärerischen und

um Toleranz zwischen denWeltreligionen und Kulturen bemühten Anschauung

in den Schwetzinger Schlossgarten zu bauen. Neben den „künstlichen Ruinen“

von Apollotempel und römischem Viadukt, neben chinesischer Brücke und des

Kurfürsten Badehaus („Lusthaus“), die dort ebenfalls ihren Platz fanden, war der

Moscheebau ein zwar symbolischer, aber doch ernst gemeinter Hinweis auf die

Einheit der Menschheit – trotz verschiedenster Traditionen und Religionen.

DemGeiste von Vorurteilslosigkeit und Toleranz sind auch die Beiträge dieses

Bandes verpWichtet, der den vielfältigen Facetten islamischen Lebens in Deutsch-

land in Geschichte und Gegenwart nachgeht – und neben kritischen Betrach-

tungen auch Zukunftsperspektiven eröUnet. Insgesamt geht es um die Über-

windung des bisherigen, vor allem auf DiUerenzen, DeVzite und Problemberei-

che fokussierten Islam-, Migrations- und Integrations-Diskurs und um eine ÖU-

nung zur Wahrnehmung der Chancen, Bereicherungen und HoUnungen, die mit

einer gelingenden Integration auch von Zuwanderern mit muslimischem Glau-

ben verbunden sind. „Facetten, Vorurteile, Fakten – der Islam in Deutschland“

ist deshalb auch der Titel der Vortrags- und Diskussionsreihe, die das Institut

für Internationale Kommunikation e. V., Düsseldorf (IIK) in Zusammenarbeit

mit der Philosophischen Fakultät der Heinrich-Heine-Universität parallel zum

Erscheinen dieses Bandes veranstaltet. Und damit die erste IIK-Abendakade-

mie unter dem Titel „Bildung und Migration“ fortsetzt, deren Beiträge ebenfalls

im Düsseldorfer Universitätsverlag düsseldorf university press (2011) erschienen
sind.
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Die nüchterne wissenschaftliche Bestandsaufnahme zur Situation und zur

Wahrnehmung des Islam in Deutschland ist der Anspruch der Beiträge dieses

Bandes. Im Mittelpunkt sollte auch in der Islam-Debatte nicht eine abstrakte

Religion mit ihren Regeln, ihren Geboten und Verboten stehen. Im Mittelpunkt

können nur die Menschen mit ihrer z. T. aus Traditionen, z. T. aus selbst ge-

strickten Ritualen bestehenden religiösen und spirituellen Praxis stehen. Dabei

sollte allerdings eines nicht übersehen werden: Auch wenn es im Islam heute im

Vergleich zum „Verdunsten“ des Christentums noch ein höheres Maß an prak-

tizierter Religiosität und eine strengere Befolgung von Lebensregeln gibt, Vnden

sich auch unter den Muslimen inzwischen viele, die nur noch einzelne Elemen-

te dieser Religion aufgreifen. Die Studie „Muslimisches Leben in Deutschland“

(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2009) zeigt, dass je nach Herkunftsre-

gion und muslimischer Glaubensrichtung der Anteil etwa derjenigen Muslime,

die das Gebet täglich verrichten, zwischen 14 und 40% liegt. Das heißt im Um-

kehrschluss: Ein Großteil praktiziert diese als eine der fünf Säulen des Islam fest

verankerte Regel nicht, zumindest nicht regelmäßig. 16 % der türkischstämmi-

gen, 34 % der aus dem Nahen Osten und immerhin 54 % der aus dem Iran stam-

menden Muslime praktizieren das persönliche Gebet sogar überhaupt nie. Ein

Drittel aller muslimischen Frauen und ein Viertel aller muslimischen Männer in

Deutschland geben an, dass sie das gemeinsame Freitagsgebet oder andere re-

ligiöse Veranstaltungen nie besuchen. Es ist gut möglich, dass diese nicht uner-

hebliche Gruppe der „säkularen Muslime“ sich für eine Debatte über „den“ Islam

ebenso wenig interessiert wie den durchschnittlichen „Taufscheinchristen“, ob

sich die katholische und die evangelische Kirche endlich auf ein gemeinsames

Abendmahl geeinigt haben oder nicht.

Inzwischen haben übrigens auch der neue Bundespräsident Joachim Gauck

(im Mai 2012) und Kanzlerin Merkel (im September 2012) in unterschiedli-

chen Formulierungen davon gesprochen, dass die ca. vier Millionen Muslime

in Deutschland ein Teil von uns, ein Teil von Deutschland seien. Es ist indessen

davon auszugehen, dass die in diesem Band von Dr. Klaus Spenlen, einem exzel-

lenten Islamkenner, arrangierten Beiträge dennoch so schnell nichts von ihrer

Aktualität verlieren.
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Islam-Debatte zwischen Erregungspotenzial,
Populismus und Verantwortung

Ein Essay von Lothar Schröder

Diesem Islam-Buch konnte kein Erfolg beschieden sein. Weil Patrick Bahners

eins der wesentlichen Marktgesetze zu diesem Thema aus Überzeugung miss-

achtet hatte. In „Die Panikmacher – Die deutsche Angst vor dem Islam“ bemühte

sich der Frankfurter Feuilletonist redlich, den lauten Beschwörern einer islamis-

tischen Bedrohung hierzulande ihre Argumente zu widerlegen und sich ihren

Motiven zu widersetzen; er wollte also dem Diskurs das Erregungspotenzial

entziehen: 320 Seiten wurden aufgeboten gegen eine weitgehend populistisch

agierende Islamkritik. Genau das aber ist, gewissermaßen im logischen Um-

kehrschluss, unpopulär. Weil nämlich die Auseinandersetzung mit dem Islam

genau von dieser Spannungen lebt, von seinen Klischees und Übertreibungen,

seinen Vorurteilen und – vielleicht als eine Summe von all dem: auch von sei-

nem Populismus.

Wer die Stimulanzen der zurückliegenden und öUentlichkeitsrelevanten Is-

lam- und Integrationsdebatten in Deutschland verfolgt, wird erkennen müssen,

dass es immer ein kleinerer oder größerer Skandal beziehungsweise Tabubruch

war, der den Impuls setzte und die nachfolgende „Debattenkultur“ mobilisierte.

Wobei es sich manchmal auch um ein Skandalon in des Wortes ursprünglicher

Bedeutung handelte – also um einen regelrechten Fallstrick, in dem sich die Be-

teiligten ungewollt verVngen. Davon blieben selbst höchste Geistesautoritäten,

die in lehramtlichen Meinungen mit Unfehlbarkeit ausgestattet sind, nicht ver-

schont: Am 12. September 2006 hielt Papst Benedikt XVI. an der Universität zu

Regensburg eine Vorlesung, in der er den spätmittelalterlichen byzantinischen

Kaiser Manuel II. Palaiologos mit den Worten zitierte: „Zeig mir doch, was Mo-

hammed Neues gebracht hat, und da wirst du nur Schlechtes und Inhumanes

Vnden wie dies, dass er vorgeschrieben hat, den Glauben, den er predigte, durch

das Schwert zu verbreiten.“

Es soll hier nicht darum gehen, die darauf folgende Debatte im Einzelnen ab-

zubilden; nur so viel dazu: Es gab erbitterte Gegenreden von islamischer Seite
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und sogar Demonstrationen, auch war von einer „Hasspredigt“ die Rede. Mit

Verzögerung folgte schließlich eine wissenschaftlich-theologische Debatte und

Einordnung, die aber dann nur noch von einer um Aufklärung bemühten Min-

derheit rezipiert wurde. Weitere, höchst unterschiedlich gelagerte Debatten-An-

stöße waren Thilo Sarrazins Buch „Deutschland schaUt sich ab“, in dem er un-

ter anderem ein Bedrohungsszenario durch die Zuwanderung aus muslimischen

Ländern aufbaut; zuletzt sicherlich auch – wenn auch mehr als Nebenschauplatz

– die erregte Diskussion über die Zulässigkeit der Beschneidungen Unmündiger,

die als religiöser Ritus im Judentum wie auch im Islam praktiziert wird.

Im Mittelpunkt aber stehen Worte wie die vom früheren, zehnten deutschen

Bundespräsidenten Christian WulU (2010–2012), der in seiner Rede zum 20.

Jahrestag der Deutschen Einheit erklärte: „Der Islam gehört inzwischen auch

zu Deutschland.“ Diese Erweiterung unserer christlich-jüdischen Geschichte ist

von einer solchen Tragweite, dass sie – um Missverständnissen vorzubeugen

– in angemessener Weise hätte ausgeführt werden müssen. Auf jeden Fall ist

ein einzelner Satz dazu als selbsttragendes Statement unzureichend. In diesem

Sinne wird der Charakter der Aussage transparent: Sie wird sichtbar als poli-

tische Rhetorik; sie wird zum Instrument seines Sprechers, dem sie an einem

für Deutschland nationalsymbolisch aufgeladenen Gedenktag zur eigenen Pro-

Vlierung dient. Dazu gehört auf syntaktischer Ebene zweifelsohne der Gebrauch

des Präsenz, der einen weiten und somit indiUerenten Deutungsraum eröUnet.

Denn das Präsenz suggeriert nicht nur eine Unmittelbarkeit des Erzählten. Es

beschreibt in unserem Sprachalltag längst nicht mehr nur die Gegenwart; es

umfasst vor allem im essayistischen Sprachgebrauch gelegentlich die Vergan-

genheit und ist umgangssprachlich weitgehend an die Stelle des Futur getreten.

Das Präsenz huldigt den Ist-Zustand, es friert die Gegenwart ein und blendet

das Gewordene wie auch das Werdende aus. Komplexe Aussagen wie jene von

WulU werden so kaum noch greifbar.

Wie inhaltslos der Satz des früheren Bundespräsidenten tatsächlich ist, wurde

deutlich in den Worten seines Amtsnachfolgers Joachim Gauck, der auf WulUs

Worte noch einmal eingegangenen ist und diese seinem Verständnis nach einzu-

ordnen suchte. Diese Auslegung erscheint überzeugend und ist zugleich von em-

pörender Banalität. So lautete Gaucks nachgereichte Interpretation des WulU-
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schen Statement: „Die Muslime, die hier leben, gehören zu Deutschland.“ Anders

wird man bei ruhiger Betrachtung die vieldiskutierte Aussage kaum beschreiben

können. Aber plötzlich ist sie keine Erregung, keine Pointe mehr; sie ist somit

auch nicht mehr geschichtsbuchträchtig. Mit Gauck ist gewissermaßen der ein-

gangs beschriebene Patrick-Bahners-EUekt eingetreten – also die bewusste und

im Sinne der Aufklärung geführte Deeskalierung einer Debatte, die dann aber

kaum noch Interessenten Vndet. Das lässt sich auch gut an der Rezeption beider

Aussagen nachzeichnen: Während WulUs Statement, „Der Islam gehört inzwi-

schen auch zu Deutschland“, als einer der wenigen Sätze betrachtet wird, die

in seiner kurzen Präsidentschaft von Dauer sein werden, blieb der Gauckschen

„Exegese“ wenig Aufmerksamkeit und noch weniger Nachhall vergönnt.

Bleibt einer Integrations- beziehungsweise Islam-Debatte nur Populismus als

Stimulanz vergönnt? Oder taktisches Kalkül? Politische Rhetorik? Das wäre eine

bittere Aussage, eine gefährliche ohnehin. Es wird ohne aufklärerische Korrek-

tur nicht gehen können. Doch wer in der ÖUentlichkeit wirken will, muss auch

ihre Gesetze beachten. Konkret ist das unter anderem eine Herausforderung an

die Wissenschaft, die schneller als bisher auf solche Debatten reagieren und

diese dann begleiten muss. Die aber auch den Mut haben sollte, aus dem wichti-

gen, zu oft aber abgeschlossenen Kontext der Universität herauszutreten. Darin

liegt die Verantwortung der Forschung. Sie wird auch mit diesem Sammelband

wahrgenommen.
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Verzeichnis der wichtigsten Abkürzungen

AABF Almanya Alevi Birlikleri Federasyonu – Alevitische Gemeinde Deutsch-
land e. V.

AGG Allgemeines Gleichstellungsgesetz
ARU Alevitischer Religionsunterricht
ATIB Union der Türkisch-Islamischen Kulturvereine
AZR Ausländerzentralregister
BAMF Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
BGH Bundesgerichtshof
BMI Bundesministerium des Innern
BVerfG Bundesverfassungsgericht
BVerwG Bundesverwaltungsgericht
DIK Deutsche Islamkonferenz
DİTİB Diyanet İşleri Türk İslam Birliği – Türkisch-Islamische Union der An-

stalt für Religion e. V.
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention bzw. Konvention zum Schut-

ze der Menschrechte und Grundfreiheiten
EUMC Europäische Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeind-

lichkeit
GER Gemeinsamer Europäischer Referenzrahmen für Sprachen: Lernen, leh-

ren, beurteilen
GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
IFB Islamische Föderation Berlin
IGBD Islamische Gemeinschaft der Bosniaken
IGBW Islamische Gemeinschaft Baden-Württemberg
IGD Islamische Gemeinschaft in Deutschland e. V.
IGMG Islamische Gemeinschaft Milli Görüş („Nationale Sicht“)
IR Islamrat für die Bundesrepublik Deutschland
IRH Islamische Religionsgemeinschaft Hessen
IRU Islamischer Religionsunterricht
KRM Koordinierungsrat der Muslime
LG Landgericht
LSG Landessozialgericht
MJD Muslimische Jugend Deutschland
NRW Bundesland Nordrhein-Westfalen
OECD Organisation for Economic Co-operation and development (Organisa-

tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung)
OLG Oberlandesgericht
OVG Oberverwaltungsgericht
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PISA Program for International Student Assessment, Schulleistungsstudien
RAA Regionale Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und Jugendlichen

aus Zuwandererfamilien
VG Verwaltungsgericht
VGH Verwaltungsgerichtshof
VIKZ Verband der Islamischen Kulturzentren e. V.
WR Wissenschaftsrat
ZfTI Zentrum für Türkeistudien und Integration
ZIIS Zentrum für interkulturelle Islamstudien
ZMD Zentralrat der Muslime in Deutschland
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Verzeichnis der wichtigsten FachbegriUe

Abrogation Verfahren der islamischen Rechtswissenschaft Figh, mit dem
Texte oder Vorschriften des Koran oder der Hadîthe verändert,
aufgehoben oder gestrichen werden können; siehe auch Figh
und Hadîth

Ahmadiyya auch: Ahmadi, Glaubensgemeinschaft, die 1889 in Indien als is-
lamische Bewegung gegründet wurde

Aleviten Anhänger einer Glaubensrichtung („Anhänger Alis“), auch nach
dem Religionsgründer Bektaschi/Bektaşi genannt, von denen sich
die Mehrheit außerhalb des Islam sieht

Ana alevitische (weibliche) Geistliche; siehe auch Dede
Apostasie bezeichnet die Abwendung von einer Religion durch einen förm-

lichen Akt (beispielsweise Kirchenaustritt oder Übertritt zu ei-
nem anderen Bekenntnis)

Dede alevitische (männliche) Geistliche; siehe auch Ana
Dschihad auch Ǧihād‚ Djihad, Jihad, bedeutet Anstrengung, Kampf, Bemü-

hung, Einsatz auf dem Wege Gottes
Ethnic-Marker werden abgeleitet von den ethnischen Gemeinsamkeiten (Vor-

fahren, Herkunft, Rasse, Kultur, Sprache, Religion usw.) und die-
nen durchweg der Stigmatisierung ethnischer Minderheiten; sie-
he auch: Islamophobie

Fatwâ ist ein islamisches Rechtsgutachten, das in der Regel von einem
Mufti (Spezialist für die islamische Jurisprudenz – Figh –) zu
einem speziellen Thema herausgegeben wird

Figh ist dieWissenschaft über die Vorschriften im islamischen Rechts-
system, dessen Grundlage Koran und Sunna bilden

Fünf Säulen des Islam (ibâdât): 1. Das Glaubensbekenntnis (schahâda); 2. Das
Gebet (şalât); 3. Das Almosen (zakât); 4. Das Fasten (sawn, saun);
5. Die Pilgerfahrt (haddsch, hadj).

Hadîth bezeichnet die aufgeschriebenen Überlieferungen Mohammeds
in Form von Anweisungen, nachahmenswerten Handlungen so-
wie Empfehlungen und Verboten. Die Summe dieser Überliefe-
rungen bildet die Sunna

halal auch h. alāl, türk. helal, bedeutet nach islamischen Vorschriften
erlaubt, zulässig

haram auch h. arām, bedeutet nach islamischen Vorschriften verboten
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Idschtihad auch igtihad, ’iğtihād, ist ein BegriU des islamischen Rechts (Figh)
und bedeutet das Verfahren zur RechtsVndung durch eine unab-
hängige Interpretation der Rechtsquellen Koran und Sunna

Idschaza auch, Igaza, iĝaza, Erteilung der schulischen Lehrerlaubnis für
islamischen Religionsunterricht; siehe auch missio canonica, vo-
catio und nihil obstat

Ilmihal Handbuch der Unterweisung in die Grundfragen des islamischen
Glaubens; die islamischen Verbände geben unterschiedliche Il-
mihals heraus

Imam türk.: Hodscha, Hodja, Vorbeter in einer Moschee
Islamophobie auch Islamfeindlichkeit, bezeichnet die Abwertung und Benach-

teiligung von Muslimen und Feindseligkeiten ihnen gegenüber,
die mit deren Zugehörigkeit zum Islam begründet und gerecht-
fertigt werden

Islamismus SammelbegriU für unterschiedliche politische Ideologien, die Ant-
worten auf soziale, kulturelle, rechtliche, politische und wirt-
schaftliche Fragen mit dem Koran beantworten

Kalifat Institution des weltlich-religiösen Herrschers in der islamischen
Welt

Koran auch Qur’an („Lesung, Rezitation, Vortrag“), die wichtigste Quel-
le des Islam, er gilt als wörtliche OUenbarung Gottes an den
Propheten Mohammed; siehe auch Sunna

missio canonica Erteilung der schulischen Lehrerlaubnis für katholischen Religi-
onsunterricht; siehe auch vocatio, idschaza und nihil obstat

Muslim Angehöriger des Islam. Die weibliche Form ist Muslimin oder
Muslima

Muslimbrüder bilden eine der einWussreichsten sunnitisch-fundamentalistischen
Bewegungen im Nahen Osten, inzwischen auch in Europa. Die
Bruderschaft wurde 1928 von dem Ägypter Hasan al-Banna ge-
gründet

nihil obstat (lat. „Es steht nichts entgegen“), Unbedenklichkeitserklärung zur
Erteilung der universitären Lehrerlaubnis für Religionswissen-
schaften einer Konfession; siehe auch Igaza

Rechtsschulen bezeichnen unterschiedliche LehrauUassungen in der islamischen
Rechtswissenschaft (Figh). Die sich gegenseitig anerkennenden
sunnitischen Rechtsschulen sind die hanafatitische, die maliki-
tische, die schaV’itische und die hanbalitische Schule
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res mixta bezeichnet Sachgebiete, die „gemeinsame Angelegenheit“ von
Religionsgemeinschaft und Staat sind

SalaVsten sind Angehörige eine konservativen Strömung innerhalb des
Islam, die eine geistige Rückbesinnung auf die „Altvorderen“
(arab. Salaf = Vorfahren) anstreben

Scharia auch Schar̄ı–a, šar̄ı–a, bezeichnet das islamische Recht, das von
Gläubigen zu beachten und zu erfüllen ist. Die Scharia ist Teil des
Koran und regelt kultische, rituelle, moralische und rechtliche
Fragen

Schiiten Anhänger der Schia („Partei“), der zweitgrößten Glaubensrich-
tung im Islam. Nach Ansicht der Schiiten kann die Propheten-
nachfolge nur von einem Nachfahren Alis erfolgen, da dieser als
einziger göttlich legitimiert sei

Schura auch shûrâ, bedeutet im Islam Beratung, Urteilsberatung, Ratge-
bergremium

Säkularität konfessionelle Neutralität
S, ûVsmus auch SuVtum, SuVk, arab. tasawwuf, ist eine ialamische Mystik,

die sich als Gegenströmung zum strengen Gesetzesislam gebildet
hat

Sunna bezeichnet die Summe der zu befolgenden und nachahmenswer-
ten Taten des Propheten im religiösen und im Alltagsleben. Die
Sunna ist nach dem Koran die zweite Quelle der islamischen Ju-
risprudenz (Fiqh); siehe auch: Hadîth

Sunniten bilden die größte Glaubensrichtung im Islam. Die Bezeichnung
Sunniten stammt von dem Wort Sunna, der Tradition des Pro-
pheten Mohammed, ab

Sure bezeichnet einen Abschnitt des Koran
Ulamã auch Ulema, islamische Gelehrte, die Kenntnisse von der OUen-

barung des Koran und den prophetischen Überlieferungen besit-
zen

Umma Gemeinschaft der Muslime
vocatio Erteilung der schulischen Lehrerlaubnis für evangelischen Reli-

gionsunterricht; siehe auch idschaza, missio canonica und nihil
obstat

Wahhabismus ist eine konservative und dogmatische Richtung des sunniti-
schen Islam, die aktuell in Saudi-Arabien Staatsdoktrin ist; siehe
auch SalaVsten, Sunniten
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„Allahs Sonne über dem Abendland“1

Wir bestehen alle nur aus buntscheckigen Fetzen, die so locker und lose aneinanderhängen,
dass jeder von ihnen jeden Augenblick Wattert, wie er will;

daher gibt es ebenso viele Unterschiede zwischen uns und uns selbst
wie zwischen uns und den anderen.2

In dem vorangestellten Auszug aus einem Essay beobachtet und konstruiert ein

Privilegierter der Renaissance sich selber, ohne RückgriU auf das Design der

damals vorherrschenden „Leitkultur“. Hingegen wird beim heutigen Meinungs-

streit um die Frage nach der Zugehörigkeit des Islam3 zu Deutschland insbeson-

dere das Andere, Fremde, hervorgehoben, das vom Eigenen abgegrenzt wird,

weil es mit der „deutschen Leitkultur“ sowie den Grundlagen des „christlich-

jüdischen Abendlandes“ unvereinbar sei.

Dabei geht es in der öUentlich geführten Diskussion wie in der an Stammti-

schen oUensichtlich auch um die Deutungshoheit von BegriUen:Was ist deutsch,

und was gehört zu Deutschland? Wer bestimmt den gesellschaftlichen Werte-

konsens? Wie viel Pluralismus lässt die eigene gewachsene Identität zu? Welche

Forderungen werden mit der Vergabe der deutschen Staatsangehörigkeit ver-

bunden? Muss die Mehrheitsgesellschaft mithilfe eines engen KulturbegriUs ih-

re „Hochkultur“ verteidigen, indem sie das Eigene exklusiv dazu bestimmt und

von einer fremden Kultur abgrenzt? Wird die fremde Kultur ggf. als minderwer-

tiger eingeschätzt als die eigene? Oder muss sich die Gesellschaft in Deutschland

dynamischen Veränderungen und damit – auch im globalen Kontext – einer

hybriden Kultur öUnen, die durch die Vermischung von Sprachen, Sitten und

Traditionen den KulturbegriU einer lebensweltlichen Realität anpasst?

1 So der gleichnamige Titel eines Buches von Sigrid Hunke; siehe hierzu auch die Ausführungen
von Michael Marx in seinem Beitrag (S. 61–98) in diesem Sammelband.
2 Michel de Montaigne, Essais. Erste moderne Gesamtübersetzung von Hans Stillet, Frankfurt/M.
1998, S. 167U.
3 Der DUDEN lässt die Schreibweisen „des Koran“ sowie „des Islam“ mit und ohne Genitiv-s zu.
Die Autorinnen und Autoren verwenden in diesem Band beide Schreibweisen. Das Gleiche gilt für
Transkriptionen bzw. Transliterationen der arabischen in die lateinische Schrift und von türkischer
in deutsche Schreibweise, Beispiel DİTİB und DITIB. Auch hier werden beide Formen in den Bei-
trägen verwendet.

23



Obwohl Muslime bereits seit mehreren Jahrhunderten in Deutschland leben,

wurden sie damals wegen ihrer geringen Anzahl nur von denen wahrgenom-

men, die in unmittelbarem Kontakt zu ihnen standen. Durch die Anwerbeab-

kommen, die damit ausgelöste Arbeitsmigration sowie die Medienpräsenz scheint

sich diese Situationen grundlegend geändert zu haben. Muslime leben inzwi-

schen in großer Anzahl in einem Nebeneinander zur Gesamtbevölkerung. Diese

gesellschaftlichen Veränderungen bergen Möglichkeiten und Chancen, produ-

zieren aber auch wechselseitig Ängste vor Kontrollverlust und wachsenden Ri-

siken des Misslingens. Ob daraus ein Miteinander wird, hängt nicht zuletzt von

belastbaren Informationen übereinander ab und davon, ob Gemeinsamkeit zum

Leitziel erhoben wird.

Klaus Spenlen
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Facetten muslimischen Lebens in Deutschland

Klaus Spenlen

„Der Satz, der Islam gehöre zu Deutschland, geht völlig am EmpVnden der Deut-

schen vorbei, sagt der Religionssoziologe Detlef Pollack. Er leitete 2010 eine Um-

frage des Exzellenzclusters „Religion und Politik“ an der Universität Münster im

Auftrag des Medien- und Sozialforschungsinstituts EMNID. Je 1.000 Menschen

ließ er in Ost- und Westdeutschland, in Dänemark, Frankreich, den Niederlan-

den und Portugal zu ihren Einstellungen zum Islam befragen. „Die Unterschie-

de zwischen Deutschland und den anderen Ländern sind geradezu dramatisch,

wenn es um die persönliche Haltung gegenüber Muslimen geht“, so Pollack.

Während Niederländer, Franzosen und Dänen mehrheitlich positiv über Musli-

me denken (zu 62 %, 56 % und 55%), gilt das in Deutschland nur für eine Minder-

heit von 34 % (West) und 26 % (Ost). Je mehr Kontakte allerdings zu Muslimen

bestehen, und je diUerenzierter die Informationen über sie sind, desto eher wer-

den sie generell positiv gesehen. So geben im Westen etwa 40% an, zumindest

einige Kontakte zu Muslimen zu haben, im Osten nur 16 %.1

Dieser einleitende Beitrag soll ermöglichen, Hintergrundwissen über Mus-

lime zu vertiefen. Die dazu im Folgenden ausgewählten Facetten sind Teilbe-

reiche gesellschaftlicher Verantwortung, die bei der Frage der Zugehörigkeit

des Islam zu Deutschland eine wichtige Rolle spielen. Sie decken aber nicht

die komplexe Fragestellung insgesamt ab. Zu der wechselseitigen gesellschaft-

lichen Verantwortung von Muslimen und Nichtmuslimen für die Entwicklung

der Gesellschaft in Deutschland soll deshalb auch nicht den aus unterschied-

lichen Wissenschaftsperspektiven verfassten Beiträgen in diesem Sammelband

ein weiterer unter neuer Betrachtungsweise vorangestellt, sondern lediglich ein

„Einlesen“ in die Fachbeiträge erleichtert werden. Dazu werden Literaturhinwei-

1 Vgl. die 2010 durchgeführte Studie zur religiösen Vielfalt in Europa von Detlef Pollack unter http://

www.uni-muenster.de/Religion-und-Politik/aktuelles/2010/dez/PM_Studie_Religioese_Vielfalt_in_Europa.html sowie
die Berichterstattung: EMNID-STUDIE – Mehrheit der Deutschen sieht Muslime negativ, in: ZEIT
online vom 01.12.2010, zitiert unter: http://www.zeit.de/gesellschaft/2010-12/islam-studie-toleranz.
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se gegeben, die die angesprochenen Themen vertiefen und jeweils nach ihrem

Erscheinungsjahr sortiert sind:

Ursula Spuler-Stegemann, Die 101 wichtigsten Fragen Islam, München 2007.

Gisbert Gemein (Hrsg.), KulturkonWikte – Kulturbegegnungen. Juden, Chris-

ten und Muslime in Geschichte und Gegenwart, Bonn 2011.

Nasr Hamid Abu Zaid mit Hilal Sezgin, Der Koran und die Zukunft des Islam,

Freiburg 2011.

Nach Angaben der Studie zu Muslimen in Deutschland, die das Bundesamtes

für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 2009 im Auftrag der Deutschen Islamkon-

ferenz erstellt hat, leben derzeit etwa 3,8–4,3 Millionen Muslime in Deutschland,

das sind ca. 4,6–5,2 % der Gesamtbevölkerung.2 Diese Muslime leben nicht in ei-

nem monolithischen Block „Islam“, denn es gibt allein in Deutschland zwischen

70 und 80 islamische Organisationen und Strömungen verschiedener Schattie-

rungen.3

BAMF – Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Hrsg.), Muslimisches Le-

ben in Deutschland. Im Auftrag der Deutschen Islamkonferenz, Nürnberg

2009.

Trotz der Befragung von Personen aus 49 islamisch geprägten Herkunftslän-

dern sind die Angaben des BAMF geschätzte Zahlen, da es die Angaben der tele-

fonisch ca. 6.000 Befragten aus überwiegend islamisch geprägten Staaten sowie

Einbürgerungszahlen ehemaliger türkischer Staatsangehöriger samt deren Fa-

milienangehörige hochgerechnet hat. Dabei sind Fehler systemimmanent, denn

etwa Bulgarien (13,1 % Muslime) sowie Serbien und Montenegro (ca. 21 %) gehen

als „Nicht-muslimisch“ in diejenigen Statistiken oder Umfragen ein, die sich am

zentralen Bestimmungsmerkmal „Herkunftsland“ orientieren. Andererseits gibt

es in Syrien eine große christliche Population, gleichwohl gilt Syrien als „islami-

sches Land“. Auch die Zuweisung der türkisch-kurdischen Aleviten zum Islam

ist nicht unumstritten. „Es gibt Anhänger der Theorie, dass das Alevitentum

ein – wenn auch entfernter – Teil des schiitischen, aber insbesondere auch des

in der Türkei vorherrschenden sunnitischen Islam sei; ja dass die Aleviten sogar

2 Vgl. BAMF 2009, S. 11.
3 Vgl. Volkmar Krech 2009, S. 10U.
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die besseren Muslime seien. Andere wieder fordern, dass die alevitische Religion

in ihrer Eigenheit gesehen werden müsse“.4 Ebenso werden die türkisch-kur-

dischen Jesiden herkunftsbezogen-statistisch als Muslime gezählt, obwohl das

Jesidentum – als wohl älteste Religion der Welt – nichts mit dem Islam zu tun

hat. Und schließlich verstehen sich auch nicht alle Familienangehörigen eines

im Rahmen der BAMF-Studie befragten Muslims selbst als Muslim.

Zahlenangaben und Statistiken zur Religionszugehörigkeit sind mit weiteren

erheblichen Unsicherheitsfaktoren behaftet:

• In vielen gemischtreligiösen Staaten Asiens, wie z. B. Indien und China,

sind die Religionsstatistiken ein Politikum und werden je nach politischen

Interessen zugunsten der Mehrheitsreligion oder des Merkmals „religions-

los“ verändert.
• In den meisten islamisch-geprägten Staaten werden keine oXziellen Sta-

tistiken geführt. In islamischen Ländern gilt grundsätzlich die gesamte ein-

heimische Bevölkerung als muslimisch. Zudem gibt es für Willige keine

Möglichkeit, sich oXziell vom Islam loszusagen oder „aus dem Islam aus-

zutreten“. Jemand ist Muslim (wie auch Jude) durch die Geburt. Ein mus-

limischer Vater hat muslimische Kinder (wie andererseits im Judentum die

Mutter die Religionszugehörigkeit weitergibt).
• Dort, wo Statistiken – wie in Deutschland – geführt werden, geben diese

häuVg ein geschöntes Bild. So werden in Deutschland immer noch deutlich

mehr Menschen als Mitglieder einer der beiden Großkirchen und damit als

„Christen” geführt, obwohl viele von ihnen inzwischen ausgetreten sind.

Zudem ist aus soziologischen Untersuchungen zur Religionszugehörigkeit

hinlänglich bekannt, dass die formale Zugehörigkeit zu einer Religion nicht

viel über den praktizierten Glauben und die tatsächliche Religiosität eines

Gläubigen aussagt.
• Es gibt in Deutschland auch keine PWicht für Muslime, sich mit ihrer Reli-

gionszugehörigkeit in ein Register eintragen zu lassen, und das Ausländer-

zentralregister (AZR) speichert nicht die Religionszugehörigkeit. Solange

es dieses nicht gibt, beruhen Zahlen eben auch auf Schätzungen, die von

der Herkunftsregion abgeleitet werden.

4 Ursula Spuler-Stegemann 2003, S. 17.
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• In diesem Kontext spielt zudem taqîyya eine Rolle. Taqîyya bedeutet „Ver-

stellung“, auch „Vorsicht“ und meint, dass Orientalen aus kulturellen oder

religiösen Gründen ihr Wahrheitsverständnis der jeweiligen Situation an-

passen. So möchten sie ggf. einem Gast auch dann einen Wunsch nicht ab-

schlagen, wenn er unerfüllbar ist, etwa um ihn nicht zu enttäuschen oder

zu kränken. Dies kann dann, wenn die falsche Aussage herauskommt, beim

Gast den Eindruck mangelnder Wahrheitsliebe erwecken. Zudem kann ein

Muslim in bestimmten Situationen auch z. B. seine religiöse Identität ver-

leugnen, wenn er Nachteile, gar Bedrohung befürchtet. Da taqîyya sich auf

den Koran bezieht5 und bei Schiiten obligatorisch ist, macht auch dieser

Umstand Statistiken über Muslime ungenau, da sie ihre Religionszugehö-

rigkeit bei Bedarf angeben oder verschweigen können, ohne gegen Grund-

sätze ihrer Religion zu verstoßen.

• In allgemeinen Statistiken wie z. B. dem Spiegel-Almanach oder dem Fi-

scher Weltalmanach liegt die Präferenz von Länderübersichten auf The-

men wie Bevölkerung, Wirtschaft, Geographie, Politik. Es scheint so, dass

die Religionsstatistik bei NeuauWagen nicht immer angemessen gepWegt

wird.

Die meisten Muslime in Deutschland haben einen Migrationshintergrund.

Daneben gibt es auch in Deutschland zum Islam konvertierte Deutsche6 oh-

ne Migrationshintergrund, deren Zahlen niemand genau kennt7, sowie einge-

bürgerte Muslime. Die immigrierten Muslime stammen ursprünglich aus ca. 40

Ländern. Das Gros von ihnen kommt – in der Reihenfolge der Nennungen –

aus der Türkei, aus Bosnien-Herzegowina, dem Irak, Marokko, dem Iran, Af-

5 Koranvers 3:28: „Die Gläubigen sollen sich nicht die Ungläubigen anstatt der Gläubigen zu Freun-
den nehmen. Wer das tut, hat keine Gemeinschaft [mehr] mit Gott. Anders ist es, wenn ihr euch vor
ihnen [d. h. den Ungläubigen] wirklich fürchtet. [In diesem Fall seid ihr entschuldigt.] Gott warnt
euch vor sich selber. Bei ihm wird es [schließlich alles] enden“. Die Koran-Zitate in diesem Beitrag
stammen von Rudi Paret 2004.
6 Die meisten der zum Islam Konvertierten geben sich dadurch zu erkennen, dass sie ihrem Vorna-
men einen islamischen Vornamen voranstellen. So wird aus Sven Müller Muhammad Sven Müller.
Lediglich dann, wenn der (bisherige) Vorname christlich oder jüdisch konnotiert ist – Christine,
David –, besteht zu einem islamischen Vornamen PWicht.
7 Das BAMF gibt die Zahl der Konvertiten unter Hinweis auf das Zentralinstitut Islam-Archiv Soest
mit 12.000 bis 50.000 an, vgl. BAMF 2007, S. 40.
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ghanistan, dem Libanon, Pakistan, Syrien und Tunesien. Sie gehören – wie An-

gehörige anderer Religionsgemeinschaften auch – den unterschiedlichsten reli-

giösen Richtungen an, sprechen verschiedene Sprachen, haben unterschiedliche

Bildungsniveaus, gehören unterschiedlichen sozialen Schichten an und unter-

scheiden sich hinsichtlich ihrer Aufenthaltsdauer und ihrer Migrationsgründe.

Nähere Informationen können entnommen werden:

Sinus Sociovision, Zentrale Ergebnisse der Sinus-Studie über Migranten-

Milieus in Deutschland unter: http://www.sinus-institut.de/uploads/tx_mpdown

loadcenter/MigrantenMilieus_Zentrale_Ergebnisse_09122008.pdf (31.08.2012).

Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung (Hrsg.), Ungenutzte Poten-

tiale. Zur Lage der Integration in Deutschland, Berlin 2009.

In jedem Fall zeichnen sich Menschen durch multiple Existenzen aus, sie

sind eigene Individuen, die nicht-, gemäßigt- oder strengreligiös leben, die kei-

ne singulären Identitäten sind und die sich als Projektion für gesellschaftliche

Zuordnungen oder die Konstruktion eines gesellschaftsfähigen, berechenbaren

Subjekts nicht eignen. Das triUt uneingeschränkt auch für Muslime zu. Mithin

verkürzen Religionsmerkmale wie „Muslim“ die Vielheit und Vielfalt der Men-

schen islamischen Glaubens in unzulässiger Weise. Zudem gewinnt mit Angrif-

fen auf einen Teil ihrer Identität, hier der religiösen, dieser Teil eine übermäch-

tige Bedeutung und kann für manche Muslime, selbst für liberale, so wichtig

werden, dass er unter allen Umständen verteidigt werden muss.

Amartya Sen, Die Identitätsfalle. Warum es keinen Krieg der Kulturen gibt,

München 2006.

Levent Tezcan, Das muslimische Subjekt: Verfangen im Dialog der Deutschen

Islam Konferenz, Konstanz 2012.

Gerade die Religionszugehörigkeit macht deutlich, dass jeder Mensch zufäl-

lig in ein geographisches wie religiöses Umfeld hineingeboren wird, mithin

mehr oder weniger zufällig als Christ, Jude oder Muslim aufwächst.8 Muslime in

Deutschland leben überwiegend in den alten Bundesländern, wohl insbesondere

deshalb, weil dort eine höhere Nachfrage nach Arbeitskräften besteht:

8 An dieser Stelle kann das „islamische Konzept von der Natur des Menschen“ (Vtra) ausgespart wer-
den, nach dem jeder Mensch als „Ergebener“ (Muslim) geboren wird, unabhängig von der Religion
seiner Eltern.
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Tab. 1: Verteilung der Muslime auf die Bundesländer9

Bundesland Muslime in Prozent Gesamt
Baden-Württemberg 16,6
Bayern 13,2
Berlin 6,9
Bremen 1,6
Hamburg 3,5
Hessen 10,3
Niedersachsen 6,2
Nordrhein-Westfalen 33,1
Rheinland-Pfalz 4,0
Saarland 0,8
Schleswig-Holstein 2,1 98,4 %
Brandenburg 0,1
Mecklenburg-Vorpommern 0,1
Sachsen 0,7
Sachsen-Anhalt 0,4
Thüringen 0,2 1,6 %

Die durch Lebenswelten (Lebensstil, Wohnung, Kleidung, Mediennutzung (z. B.

bevorzugte Fernsehsender, Filme, Zeitungen und Zeitschriften), soziale Kon-

takte, Freundschaften, Vereinsmitgliedschaften, politische Einstellungen etc.),

Wertorientierung und soziale Lage geprägten LebensauUassungen von Musli-

men in Deutschland sind nicht eindimensional auf das Religionsmerkmal zu-

rückzuführen, Muslime sind also nicht als homogene Gruppe zu begreifen. Reli-

gion und Herkunft bzw. Zuwanderungsgeschichte beeinWussen zwar ihren All-

tag, sind aber letztlich nicht als solitäre identitätsprägende Faktor zu verstehen.

Gleichwohl führenmangelhaft sprachlich-sozialer Austauschmit anderenMi-

lieus, etwa mit nichtmuslimischen und deutschsprachigen, bevorzugter nicht-

deutscher Medienkonsum sowie weitere Aspekte, auf die noch eingegangen

wird, dazu, dass sich „das Eigene“ in Abgrenzung zum „Fremden“ sieht und Ge-

9 Tabelle 1 wurde entnommen und vom Verfasser neu zusammengestellt: BAMF 2009, S. 107. Für
die der Tabelle zugrunde liegende Hochrechnung wandte das BAMF das in den Sozialwissenschaf-
ten übliche Verfahren der Berechnung von KonVdenzintervallen an. Das Intervall deckt hierbei den
Zahlenbereich ab, in dem der gesuchte Populationswert mit einer vorgegebenen Wahrscheinlichkeit
vermutet werden kann, d. h. das KonVdenzintervall hat eine gewisse Breite, die von der Irrtums-
wahrscheinlichkeit abhängt.
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meinsamkeiten eher ausgeblendet werden. Solche Entwicklungen sind zudem

Nährboden für wechselseitige Radikalisierungsprozesse.

Brettfeld, Katrin und Wetzels, Peter, Muslime in Deutschland. Integration, In-

tegrationsbarrieren, Religion und Einstellungen zu Demokratie, Rechtsstaat

und politisch-religiös motivierter Gewalt. Ergebnisse von Befragungen im

Rahmen einer multizentrischen Studie in städtischen Lebensräumen. Im Auf-

trag des Bundesministeriums des Innern, Berlin 2007.

BMI – Bundesministerium des Innern (Hrsg.), Lebenswelten junger Muslime

in Deutschland. Ein sozial- und medienwissenschaftliches System zur Analy-

se, Bewertung und Prävention islamistischer Radikalisierungsprozesse junger

Menschen in Deutschland, Bonn 2011, veröUentlicht 2012.

Religiöse Grundlage für alle Muslime sind Koran und Sunna. Von Muslimen

wird der Koran als Wort Gottes, als verbindliche Rechtleitung, Belehrung, Ur-

teilshilfe, praktische Anweisung und als „Zusammenfassung aller religiösen Leh-

ren aller Zeiten“ angesehen. Demnach gilt er als unverfälscht, unveränderbar

und ewig gültig. „Er ist die Rechtleitung für alle Menschen und enthält sämtli-

che Anweisungen und Hilfen, die sie benötigen, um ein Gott gefälliges Leben

führen zu können.“10 Als weitere Glaubensquelle gilt die islamische Tradition,

die Sunna, die Aussagen Mohammeds sowie Berichte über seine Handlungswei-

sen in sog. Hadîthe-Sammlungen auUührt. Beide Quellen sind für das Leben von

Muslimen wichtig, die Hadîthe sind für deren Alltag vielleicht sogar die bedeu-

tendere Grundlage. Gemeinsam bilden sie u. a. die Basis für die „fünf Säulen des

Islam“ und können zu konkreten Alltagsfragen – ganz im Sinne eines Katechis-

mus für Katholiken – durch einen Ilmihal ergänzt werden.
Ziele islamischer Religion sind die Generierung von Sinn durch den Islam so-

wie der Aufbau einer rechtschaUenen islamischen Gesellschaft. Insofern steuert

die Religion alle Teilbereiche des Tagesablaufs gläubiger Muslime und soll die

Werte Glaube, Verstand, Ehre, Ansehen und Vermögen schützen.

Rudi Paret, Der Koran, Stuttgart 2004, 9. AuWage.

Adel Theodor Khoury (Hrsg.), Der Koran. Erschlossen und kommentiert, Düs-

seldorf 2006.

10 Sic!, Ursula Spuler-Stegemann 2007, S. 45.
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Adel Theodor Khoury (Hrsg.), Der Hadîth. Urkunde der islamischen Traditi-

on, ausgewählt und übersetzt. Band I: Der Glaube, München 2009.

Adel Theodor Khoury (Hrsg.), Der Hadîth. Urkunde der islamischen Traditi-

on, ausgewählt und übersetzt. Band II: Religiöse GrundpWichten und Recht-

schaUenheit, München 2009.

Untersuchungen über Religiosität, religiöse Praxis und die Bedeutung der Re-

ligion im Alltag von Muslimen in Deutschland konzentrierten sich im Kern bis

zum Beginn dieses Jahrtausends auf Aspekte des Betens, des Besuchs von Mo-

scheen sowie auf Einschätzungen der individuellen Bedeutung der Religion. Die

Forschung wandte sich erst spät – und kontrovers – dem monotheistischen Re-

ligionen inhärenten Alleinstellungsmerkmal zu, das nicht zwischen dem Einen

und den vielen Göttern, sondern zwischen „wahr“ und „falsch“ unterscheidet,

zwischen Glaube und Unglaube. Damit rückten normative Gebäude, Richtlini-

en, Dogmen, Lebens- und Heilslehren der „Heiligen Bücher“, in diesem Fall der

schariatischen Teile der islamischen Quellen, in den Blick und die mit ihnen ver-

bundenen Energien, die sich gegen eigene Glaubensanhänger, gegen „Häretiker“

und „Ungläubige“ richten. Einerseits übernehmen Religionen damit die klassi-

schen Funktionen von Wertebegründung, Orientierung und Wir-Gefühl. An-

dererseits erwachsen daraus für den Islam in Deutschland Ablehnungen durch

Nichtmuslime, die sich z. B. aus praktiziertem muslimischem Leben ergeben und

die zum Teil bis heute ungelöst sind. Dabei geht es um Deutungsmuster des

Andersseins, um Fremdheit, um Unterschiede in den Verhaltensweisen und um

Fragen nach dem Verständnis gemeinsamer Werte bei kulturellen Unterschie-

den. Gerade im Alltag erfolgt inzwischen die Bewertung des Islam und seiner

Erscheinungs- und Präsentationsformen häuVg zentriert im Hinblick auf sei-

ne Verträglichkeit mit der Mehrheitsgesellschaft. Ob Muslime integrierbar und

integrationsfähig sind, gerät so zu einem Kriterium der Beschreibung von reli-

giöser Heterogenität als tolerierbarer DiUerenz oder gefährlicher Devianz. Mit

diesen Fragestellungen hält auch die Rechtswissenschaft Einzug in die Islamde-

batte in Deutschland:

Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.), Religion und säkularer Staat Perspektiven ei-

nes modernen Religionsgemeinschaftsrechts, in: Policy. Politische Akademie

Nr. 20, Berlin 2007.
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Bertelsmann Stiftung (Hrsg.), Religionsmonitor 2008. Muslimische Religiosi-

tät in Deutschland. Überblick zu religiösen Einstellungen und Praktiken, Gü-

tersloh 2008.

Mathias Rohe, Das islamische Recht, München 2009.

Markus Gamper, Islamischer Feminismus in Deutschland? Religiosität, Iden-

tität und Gender in muslimischen Frauenvereinen, Bielefeld 2011.

Muslime leben in Deutschland in der Diaspora. Sie verarbeiten ihr Fremdsein

sowie Erfahrungen in Deutschland oftmals durch Wiederbelebung der mitge-

brachten Religion und halten sich an Hergebrachtem und Überliefertem fest, in

der HoUnung, dass diese ihnen ein Gefühl der Sicherheit in Fragen kultureller

und erzieherischer Werte vermitteln. Dass eine Transmission eigenkultureller

Standards unter Migrationsbedingungen allerdings oftmals keine Hilfe darstellt,

zeigt der KonWikt, den gerade junge Muslime erleben, wenn sie ein koordiniertes

Handeln zwischen Generationen und Kulturen herzustellen versuchen. Gerade

sie müssen in ihrem Alltag in Deutschland erkennbar konkurrierende Anerken-

nungsmodi synthetisieren, die sich hinsichtlich der kulturellen Codes sowie un-

terschiedlicher Anforderungen an Rollenverhalten in Familie und Schule/Beruf

stark unterscheiden. Zumal leben junge Muslime zwischen zwei Kulturen mit

divergierenden Erwartungen, die bei ihnen zu Symptomen einer Identitätskrise

führen können. Religionen scheinen hier geradezu auf die Beantwortung der

Identitätsfrage spezialisiert zu sein, zumal sie auf die Möglichkeit verweisen

können, Kontingenz durch die Akzeptanz ihrer Normen herzustellen und so

Komplexität zu reduzieren. Das ist einer der Ansatzpunkte für die islamischen

Verbände, aus ihrer institutionellen Dominanz EinWuss auf muslimische Gläu-

bige zu nehmen. Zu nennen sind als größte Dachverbände:

• DİTİB (Diyanet İşleri Türk İslam Birliği – Türkisch-Islamische Union der

Anstalt für Religion e. V.) ist mit ca. 150.000 Mitgliedern der größte islami-

sche Verband in Deutschland, untersteht als türkische Behörde unmittelbar

der Regierung der Republik Türkei und vertritt mithin den türkisch-natio-

nalen Staatsislam.

• Der Islamrat der Bundesrepublik Deutschland wird von IGMG dominiert,

der Islamischen GemeinschaftMilli Görüş („Nationale Sicht“). Der Islamrat

hat insgesamt ca. 50.000 Mitglieder. In ihrem Wappen führt IGMG in ara-
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bischer Sprache den Koranvers 3:19: „Als (einzig wahre) Religion gilt bei

Gott der Islam.“

• Der Zentralrat der Muslime (ZMD) vertritt mit ca. 12.000 Mitgliedern eine

Reihe von türkischen und nicht-türkisch geprägten Mitgliedsvereinen, die

z. T. eine strenge Auslegung der Scharia befürworten.11

• Der Verband der Islamischen Kulturzentren e. V. (VIKZ) mit knapp 30.000

Mitgliedern steht der Süleymancı-Bewegung nahe und ist streng hierar-

chisch und zentralistisch organisiert. Der Name des türkischen Dachver-

bandes des VIKZ, die „Föderation der Vereine zur Förderung der Schüler

und Studenten“, beschreibt programmatisch die Aktivitäten des VIKZ im

Sinne der Süleymancı: Bewahrung der Jugend vor dem Verlust islamischer

Glaubenslehre und religiöser Identität in einem nicht-muslimischen Um-

feld. Entsprechend betreibt der VIKZ in Deutschland Kinder- und Jugend-

heime.

Die Verbände unterhalten Moscheen in Deutschland und stellen dazu Imame

an. Die gemeinsame zentrale politische Forderung der Verbände ist die Anerken-

nung des Islam als gleichberechtigte Religionsgemeinschaft in Deutschland, d. h.

die Gleichstellung mit den christlichen Kirchen. Dieses wollen sie u. a. durch den

Zusammenschluss zum „Koordinierungsrat der Muslime“ (KRM) sowie durch

die Anerkennung als Körperschaft des öUentlichen Rechts erlangen. Die Ver-

bände möchten in Deutschland islamische Riten praktizieren, Moscheen und

Friedhöfe bauen und islamischen Religionsunterricht in Schulen erteilen. Zu is-

lamischen Organisationen und Dachverbänden sowie zu Imamen und dem is-

lamischen Gemeindeleben in Deutschland geben die folgenden Titel vertiefende

Informationen:

Thomas Lemmen, Islamische Vereine und Verbände in Deutschland, in: Fried-

rich-Ebert-Stiftung (Hrsg.), Gesprächskreis, Migration und Integration, Bonn

2002.

Rauf Ceylan, Die Prediger des Islam. Imame – wer sie sind und was sie wirk-

lich wollen, Bonn 2010.

11 Die hier nicht näher beschriebene Islamische Gemeinschaft in Deutschland e. V. – IGD – koope-
riert mit dem ZMD und agiert nicht in jedem Bundesland.
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Dirk Halm, Martina Sauer, Jana Schmidt und Anja Stichs, Islamisches Ge-

meindeleben in Deutschland, in: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge,

Forschungsbericht 13, im Auftrag der Deutschen Islam Konferenz, Nürnberg

2012.

Politik der Verbände ist es zudem, „den“ Islam in der ÖUentlichkeit sicht-

bar werden zulassen, sei es durch repräsentative Moscheebauten oder Stellung-

nahmen zu gesellschaftspolitischen Fragen sowie Rechtshilfen bei (medienwirk-

samen) KonWikten wie dem Tragen islamischer Bedeckungen durch Frauen in

Behörden und Schulen, dem Einfordern von Gebetsräumen in Schulen, der Wei-

gerung, an Klassenfahrten oder koedukativem Sportunterricht teilzunehmen,

der Anerkennung von islamischen Festtagen als gesetzliche Feiertage, der Rück-

sichtnahme von Schulen und Berufsfeld im Ramadan u. a.m.12

Klaus Spenlen, Schulische Wege zur Integration muslimischer Schülerinnen

und Schüler, in: Heiner Barz (Hrsg.), Migration und Bildung. Sozialwissen-

schaftliche und integrationspolitische Perspektiven, Düsseldorf 2011, S. 43–

76.

Die Verbände sind auch durch die Moscheegemeinden und Koranschulen an

der islamischen Erziehung beteiligt. Weitere Sozialisations- und Erziehungsin-

stanzen sind Familien sowie Schulen, in denen muslimische Kinder und Jugend-

liche die Grundlagen ihrer Religion in der „Islamkunde“ vermittelt bekamen und

die zukünftig durch Islamischen Religionsunterricht ersetzt werden wird.

Der Islam versteht sich als bildungsfreundlich und stellt die Einheit von Glau-

be und Erziehung heraus (Sure 96, die den sog. Selbstbildungsauftrag („Trag

vor im Namen Deines Herrn“) enthält sowie der vermeintliche Hadîth „Stre-

be nach Wissen, sei es auch in China“). Ziel der hierarchischen und traditi-

onsorientierten islamischen Erziehung ist idealerweise das ehrerbietige, loya-

le und gehorsame Familienmitglied, das Eltern und Verwandten sowie älteren

Geschwistern Respekt und Folgsamkeit entgegenbringt und die Familie unter-

stützt. Geschlechts- und Altersrollen sind asymmetrisch angelegt. Das traditio-

nelle Männerbild entspricht einem Patriachat mit starren hierarchischen Struk-

turen und dem Vater als Hüter und Verteidiger der Familie. Ihm obliegt es, die

12 Vgl. die umfassende und systematische Aufarbeitung religiös-islamischer KonWiktfelder in: Klaus
Spenlen 2010, S. 332–388.
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Familienehre aufrechtzuerhalten. Sein Ansehen erarbeitet er sich anhand sei-

ner Handlungen, die einen hohen Stellenwert innerhalb der Gemeinschaft ein-

nehmen. Das gesamte gesellschaftliche Leben der Familie bestimmt der Mann,

alle Aktivitäten außerhalb des Haushalts und der Familie liegen in seinem Gel-

tungsbereich. Demgegenüber wird der Frau die Rolle als Hausfrau und Mutter

zugewiesen.13 Sie hat eine niedrigere Rangposition als ihr Mann und wird zu

Gehorsam erzogen. Der Erhalt ihrer Ehre und die Einhaltung des strengen Nor-

men- und Wertesystems sind die wichtigsten Säulen ihres Verhaltens.14

Die Ehre, die auf Ungleichheit der Geschlechter beruht, wird in manchen Fa-

milien als soziale Kapitalform stilisiert. Soziale Diskriminierung aus dem Um-

feld ist Grund genug, unter allen Umständen die Ehre wiederherzustellen, um

die Achtung und den Respekt der Familie und Gesellschaft zurück zu erlangen.

In traditionell-islamischen Familien wird die Ehre eines Mannes als abhängig

vom moralischen und respektablen Verhalten seiner weiblichen Familienmit-

glieder gesehen. Sittsames Verhalten der Frauen begründet die männliche Ehre.

Deshalb fällt dem Mann die Aufgabe zu, die Frauen in seiner Familie zu kontrol-

lieren und in der ÖUentlichkeit dafür die Verantwortung zu tragen. „Die Ehefrau

stellt die größte Gefahr für die Ehre des Mannes dar, da sie es ist, welche die Ehre

am nachhaltigsten ruiniert“15 und selbst nicht wiederherstellen kann. Die Au-

toren der folgenden Publikationen haben Einblick in Familien, die traditionell-

islamisch erziehen:

Halil-Haci Uslucan, Religiöse Werteerziehung in islamischen Familien, er-

stellt im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und

Jugend, Berlin 2008.

Aladin El-Mafaalani und Ahmet Toprak, Muslimische Kinder und Jugendliche

in Deutschland. Lebenswelten – Denkmuster – Herausforderungen, in einer

VeröUentlichung der Konrad-Adenauer-Stiftung, Sankt Augustin 2011.

Ahmet Toprak, Unsere Ehre ist uns heilig. Muslimische Familien in Deutsch-

land, Freiburg 2012.

13 Vgl. den Hadîth „Das Paradies liegt unter den Füßen der Mütter“, der die Erziehungsrolle der
Mütter betont (nach Musnad Ahmad, Sunan An-Nasâ’i, Sunan Ibn Mâjah).
14 Vgl. Aladin El-Mafaalani und Ahmet Toprak 2011, S. 57U. und 41U.
15 Norbert Falthauser 2006, S. 81.
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Zum Religionsmerkmal „Muslim“ werden gelegentlich von Nichtmuslimen

Diskurse über Eugenik und krude Bevölkerungspolitik angestoßen. Als Beispiel

mag das meistverkaufte deutschsprachige und „erfolgreichste Hardcover Buch

des Jahrzehnts“ gelten, Thilo Sarrazins „Deutschland schaUt sich ab“. Da er in

diesem Buch von der Erblichkeit der Intelligenz ausgeht und sich damit in die

Kritikerriege einreiht, die „dem Islam“ Rückständigkeit unterstellt, ist es not-

wendig, dies mit Hilfe von Kurzinformationen über Bildungsbeteiligung und

Bildungserfolg von Muslimen zu beleuchten. Die wichtigste: Von der vermeint-

lichen oder tatsächlichen Rückständigkeit des Islam auf eine eingeschränkte In-

telligenz von Muslimen zu schließen, ist ähnlich unsinnig wie die Schlussfol-

gerung zu ziehen, je größer die Einwohnerzahl eines Landes sei, desto höher

müsse deren „Brain-output“ sein.

Die einschlägige Fachliteratur fokussiert bei Fragen nach Bildungserfolgen

durchweg auf unterschiedliche Gruppen: Migranten allgemein sowie Migranten

unterschieden nach Herkunft und/oder Religion. Die jeweiligen Zuordnungen

machen es schwierig, in Teilbereichen, in denen Aussagen über die genannten

Bevölkerungsgruppen gemacht werden, isolierte Aussagen über Muslime her-

auszuVltern. Dennoch sind diejenigen Forschungsergebnisse, die Jugendlichen

mit Migrationshintergrund geringen Schulerfolg attestieren, hinreichend disku-

tiert worden. Daher ist bekannt, dass die Hälfte der Schülerinnen und Schüler

mit türkischen Wurzeln, also in der Mehrzahl Muslime, in ihren Mathematik-

und Lesekompetenzen nicht über die niedrigste Kompetenzstufe hinauskommt,

im Bereich „Sprachkompetenz“ besonders geringe Leistungen aufweist und le-

diglich knapp ein Drittel von ihnen im Alltag vorwiegend Deutsch spricht, ob-

wohl sie in Deutschland geboren und zur Schule gegangen sind.

Eine Ursache für geringen Bildungserfolg sind in Erschwernissen und Be-

nachteiligungen von Kindern und Jugendlichenmit Migrationshintergrund durch

Lehrkräfte sowie das System Schule zu suchen. Bei der Erklärung unterschiedli-

cher Bildungserfolge kann zudem das humankapitaltheoretische Modell heran-

gezogen werden. Es erklärt den Bildungserfolg von Kindern und Jugendlichen

mit deren familiärer Sozialisation, bei der Eltern ihren Kindern Wissen und Fer-

tigkeiten vermitteln, die den Erfolg im Bildungssystem oUensichtlich beeinWus-

sen. Tatsächlich verfügen empirischen Untersuchungen zufolge Migrantenfami-
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lien in Deutschland im Durchschnitt über weniger bildungsrelevante Ressour-

cen als nicht zugewanderte Familien und sprechen zudem selten Deutsch. Dies

gilt insbesondere für Jugendliche, deren Familien aus der Türkei stammen.

Beide Sachverhalte verdeutlichen, dass schulisch nicht reüssierende musli-

mische Kinder und Jugendliche zwar ggf. durch ihre Eltern vom Bildungserfolg

abgehalten werden, dass aber auch die Bildungssysteme Distanz zwischen ihnen

und ihren Angeboten aufbauen. Dabei sind sich die meisten Muslime bewusst,

dass sich ihre Etablierung in Deutschland wesentlich über eine gute Bildung

vollzieht. Viele von ihnen haben deshalb einen ausgeprägten Bildungsoptimis-

mus – trotz struktureller Hürden, InformationsdeVziten und Fehleinschätzun-

gen über das Erreichbare.

Weitere familiengeprägte Werteorientierungen können ebenfalls ursächlich

für mangelnden Bildungserfolg sein. Zwar leben türkischstämmige Muslime tra-

ditioneller als die Mehrheitsbevölkerung und selbst als Muslime aus anderen

Herkunftsländern, zeigen aber kaum Unterschiede zur sonstigen Bevölkerung

hinsichtlich gesellschaftlicherWerte wie familiärer Zusammenhalt, Freundschaft,

Respekt gegenüber Lebensleistungen, anderen Religionen und Kulturen, Gesetz

und Ordnung etc. Diese Ergebnisse sowie die nachfolgenden Literaturhinweise

unterstreichen generelle Vorbehalte gegenüber sog. „Ethnic-Marker“:

Deutsches PISA-Konsortium (Hrsg.), PISA 06. Pisa 2006 in Deutschland. Die

Kompetenzen der Jugendlichen im dritten Ländervergleich, Münster 2008.

Heike Diefenbach, Kinder und Jugendliche aus Migrantenfamilien im deut-

schen Bildungssystem. Erklärungen und empirische Befunde,Wiesbaden 2007.

Klaus Spenlen, Integration muslimischer Schülerinnen und Schüler. Analyse

pädagogischer, politischer und rechtlicher Faktoren, Münster 2010.

Autorengruppe Bildungsberichterstattung im Auftrag der Kultusministerkon-

ferenz und des Bundesministeriums des Innern, Bildung in Deutschland 2012.

Ein indikatorengestützter Bericht mit einer Analyse zur kulturellen Bildung

im Lebenslauf, Bielefeld 2012.

Zu den Faktoren Erziehung/Bildung kommt als weitere zentrale Instanz ge-

genseitiger gesellschaftlicher Verantwortung der Bereich Arbeit/Beruf hinzu. Er

ist mit den vorigen durch die Frage, ob und wie Chancengleichheit verwirklicht

wird, eng verknüpft zu sein. Und Chancengleichheit realisiert sich unabhängig
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von der sozialen oder ethnischen Herkunft oder dem Religionsmerkmal. Von

diesem gesellschaftlichen Ziel scheint Deutschland – nicht nur im Bereich des

Arbeitsmarktes – noch weit entfernt zu sein:

Auswertungen der BIBB-Übergangsstudie zeigen: Jugendliche mit Migrationshinter-
grund haben nach Beendigung der allgemeinbildenden Schule ein ebenso hohes In-
teresse an einer Berufsausbildung wie einheimische Jugendliche. Dies gilt auch bei
einer DiUerenzierung nach Schulabschlüssen. Bei den angewandten Strategien der
Ausbildungsplatzsuche gibt es gleichfalls keine wesentlichen Unterschiede zwischen
beiden Gruppen, auch nicht bei Berücksichtigung der schulischen Voraussetzungen.
Dennoch sind die Chancen von nichtstudienberechtigten SchulabsolventInnenmit Mi-
grationshintergrund, rasch nach Schulende in eine vollqualiVzierende Ausbildung ein-
zumünden – selbst mit den gleichen schulischen Voraussetzungen – wesentlich gerin-
ger. Erheblich häuVger durchlaufen SchulabgängerInnen aus Migrantenfamilien daher
schwierige und langwierige Übergangsprozesse bei der Suche nach einer beruWichen
Ausbildung.16

Das bedeutet, dass Migranten, mithin auch ein Teil der Muslime, trotz glei-

cher formaler QualiVkation sowie vergleichbaren Bemühungen um einen Ar-

beitsplatz gegenüber anderen Bewerbern durchweg als Verlierer übrigbleiben.

Hier kann als ein Grund Diskriminierung aufgrund von Religion oder Herkunft

vermutet werden:

Antidiskriminierungsstelle des Bundes (Hrsg.), Benachteiligungserfahrungen

von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund im Ost-West-Vergleich.

Expertise des Sachverständigenrates deutscher Stiftungen für Integration und

Migration, Berlin 2012.

Die Universität Konstanz und das Institut zur Zukunft der Arbeit (IZA) be-

stätigen in einer Studie, dass trotz Antidiskriminierungsgesetz und allgemein

wachsender Integrationsbereitschaft Stellenbewerber mit ausländischen Wur-

zeln auf dem deutschen Arbeitsmarkt noch immer eklatant benachteiligt wer-

den. Dazu hatten sie in einem Feldversuch über tausend Bewerbungen auf Prak-

tikumsstellen für Wirtschaftsstudierende verschickt. Sie verwendeten inhalt-

lich gleichwertige Bewerbungsunterlagen, denen per Zufall ein Name eindeutig

deutscher oder türkischer Herkunft zugeordnet wurde. Die Vktiven Bewerber

hatten nicht nur vergleichbare QualiVkationen und Fähigkeiten, sondern waren

16 Sic!, Ursula Beicht und Mona Granato 2009, S. 2.
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zudem ausnahmslos deutsche Staatsbürger und Muttersprachler. Das Ergebnis:

Bewerber mit türkischen Namen erhielten insgesamt 14 % weniger positive Ant-

worten.

Leo Kaas und Christian Manger, Ethnic Discrimination in Germany’s Labour

Market: A Field Experiment, in: Forschungsinstitut zur Zukunft der Arbeit /

Institute for the Study of Labor, Discussion Paper No. 4741, Konstanz 2010,

unter: http://ftp.iza.org/dp4741.pdf.

Bisher wurden außerdem Abschlüsse, die im Ausland erworben worden wa-

ren, in Deutschland nicht als gleichwertig mit hier erworbenen Abschlüssen an-

erkannt. Diese Praxis soll sich mit dem Anerkennungsgesetz vom 1. April 2012

ändern, das oUensichtlich dem Arbeitskräftemangel in Deutschland geschuldet

ist. Erfahrungen mit dem neuen Gesetz liegen noch nicht vor, weil es erst am

1. Dezember 2012 in Kraft getreten ist.

Dass Frauen, zumal kopftuchtragende Muslima, von all diesen Nachteilen in

besonderem Maße betroUen sind, wird ausdrücklich betont.

Zudemwandern jährlich hochqualiVzierte Akademiker mit Migrationshinter-

grund, unter ihnen viele Muslime, aus, weil sie in Deutschland bei Bewerbungen

nicht ihren Abschlüssen entsprechend berücksichtigt werden – in anderen Län-

dern werden sie hingegen umworben. So kommt es dazu, dass z. B. Muslime

mit deutschem Pass in die Heimat ihrer Vorfahren auswandern, in der sie nicht

geboren wurden und die sie lediglich von Besuchsaufenthalten kennen. Politik

und Wirtschaft problematisieren vor dem Hintergrund eines drohenden Fach-

kräftemangels und der zuletzt rückläuVgen Zuwanderung die Auswanderung

HochqualiVzierter als „Brain-Drain“. Die folgende Literatur ermöglicht vertie-

fende Einblicke:

Bettina Englmann, Standards der beruWichen Anerkennung. In: Aus Politik

und Zeitgeschichte, H. 44/2009, S. 19–24.

Arnd-Michael Nohl und Anja Weiß, Jenseits der Greencard: Ungesteuerte

Migration HochqualiVzierter. In: Aus Politik und Zeitgeschichte, H. 44/2009,

S. 12–18.

Yasar Aydin, Der Diskurs um die Abwanderung HochqualiVzierter türkischer

Herkunft in die Türkei, in: Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut (Hrsg.),

HWWI Policy Paper 3–9, Hamburg 2010.
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Abschließend wird ein Blick auf den sog. „Arabischen Frühling“ gewagt, der

als Vorbote großer Umgestaltungen im Nahen Osten und teilweise auch in au-

ßernahöstlichen Staaten gedeutet werden kann und die nachkoloniale Welt der

überwiegend willkürlichen Staatenbildungen zusammenbrechen lassen wird. An

dieser Stelle wird er als Beispiel für das Eingebundensein nationaler Gesellschaf-

ten in den globalen Austausch via Internet zu politischen und gesellschaftli-

chen Veränderungen herangezogen. Wie islamisch ist dieser Arabische Früh-

ling? Welche Auswirkungen kann er auf islamische Gemeinschaften, auf die

Region, gar auf die Gesellschaft in Deutschland haben?

Zunächst: Die Betonung der Einheit Gottes im Islam ist Motor der Umma,
die seit Mohammed als Vorstellung von der Einheit der islamischen Gemein-

schaft als Idealbild und Motivation fortbesteht. Das erklärt, weshalb Muslime

Anteil nehmen an Entwicklungen von islamischen Gemeinden außerhalb der ei-

genen Community. Zudem haben sich durch Migrationsströme und technische

Vernetzungen transnationale soziale Räume gebildet, auch innerhalb des Islam,

sog. virtual communities, die die Ortsbindungen von Gemeinschaften aufheben.

Diese Grenzübertritte haben für alle gesellschaftspolitischen Bereiche Konse-

quenzen.

Informationsgesellschaften zeichnen sich dadurch aus, dass sie gemeinsame

transnationale Interessen mit nationalen wie internationalen Akteuren zu lösen

versuchen, wobei Führungsriegen auch in politische Entscheidungen der Natio-

nalstaaten eingreifen – und transnational zurückwirken, indem sie aus strate-

gischen Gründen lokal Lösungen erproben, die ggf. andernorts als Blaupausen

dienen. Veränderungen wirtschaftlicher, politischer und sozialer Strukturen hier

oder andernorts charakterisieren ein Weltsystem, das das Bild gegeneinander

abgeschlossener Einzelgesellschaften durch ein Bild ersetzt, in dem Gesellschaf-

ten, Kulturen und Individuen miteinander vernetzt sind und darüber voneinan-

der lernen. Neben der Globalisierung Vndet in einem dialektischen Prozess also

zugleich eine Lokalisierung statt. Im Rahmen der Dialektik von Globalisierung

und Lokalisierung bestehen Universalismus und Partikularismus nebeneinander

und beeinWussen sich gegenseitig.17

17 Als Neologismus wird inzwischen dafür der BegriU „Glokalisierung“ verwendet, der Roland Ro-
bertson zugerechnet wird.
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Das gilt auch, vielleicht in besonderem Maße, für die Umma, die Weltge-

meinschaft der Muslime. Was sich also in der arabischen Welt unter dem Label

„Arabischer Frühling“ ereignet, interessiert und berührt Muslime weltweit. Des-

halb achten auch Muslime in Deutschland sehr genau darauf, wie deutsche oder

„westliche“ Politiker sich zu den Veränderungen in den Transformationsstaaten

der arabischen Welt verhalten. Der Arabische Frühling konnte sprießen, weil

sich die dortigen Akteure Glaubwürdigkeit als strukturellen Vorteil gegen beste-

hende Herrschaftsstrukturen erwerben konnten. Die Veränderungen verdeutli-

chen daher säkularen und pluralen Gesellschaften die Notwendigkeit, lokal wie

global ihre Werte mit ihren Interessen in Einklang zu bringen, um glaubwür-

dig alternative Gesellschaftskonzepte aufzuzeigen. D. h., Menschenrechte und

Grundwerte sind unteilbar, gelten universell und müssen über nationale Gren-

zen hinaus zur Geltung gebracht werden. Und dies selbst dann, wenn die Gesell-

schaft mit bis dato „fremden“ Begehren konfrontiert wird oder diese eigenen In-

teressen zuwiderlaufen. Und Muslime achten auch auf den Sprachgebrauch, der

Akteure des Arabischen Frühlings bislang nach Bedarf als Demokraten, gemä-

ßigte/moderate (sic!) Islamisten, Fundamentalisten, SalaVsten, Angehörige isla-

mistischer/terroristischer Organisationen u. a. m. und die politischen Entwick-

lungen wahlweise als Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker,

als demokratische Bewegungen, als Aufstand gegen Despoten, Bürgerkriege, Re-

ligionskriege, Vnale Lösung des NahostkonWikts usw. bezeichnen.18 In jedem Fall

scheinen in diesen Regionen religiös-politische Auseinandersetzungen zwischen

islamisch-politischen Kontrahenten sowie mit christlichen, jüdischen und wei-

teren religiösen Minderheiten unausweichlich, und es ist zudem zu erwarten,

dass diese Entwicklungen auch das Verhältnis von Muslimen zu Nichtmuslimen

in Deutschland beeinWussen und wechselseitigen Irritationen, Vorurteilen und

Ablehnungen Vorschub leisten werden.

Wer derzeit (November 2012) die Entwicklungen in Ägypten verfolgt, dem

muss klar werden, dass Fortschritt, Modernisierung, Gemeinschaft, Bedürfnis-

befriedigung, Teilhabe usw. dort wie in anderen Staaten des sog. Arabischen

Frühlings nicht von politischer Theoriebildung oder den Wünschen der Bevöl-

18 Vgl. zum Sprachgebrauch im Kontext von „Islam“ den Beitrag von Nina Kalwa (S. 139–158) in
diesem Sammelband.
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kerung, sondern durch Beschwörung der ersten islamischen Gemeinschaften

unmittelbar aus den islamischen Quellen Koran und Sunna abgeleitet werden.

Dafür sorgen allein die parlamentarischen oder strategischen Mehrheiten von

Muslimbrüdern, SalaVsten und anderen fundamental-islamischen Gruppierun-

gen. Sie alle behaupten, die Probleme der Menschheit könnten gelöst werden,

wenn die Welt die Einheit und Einzigkeit Gottes (tauh. ı̄d) anerkennen würde.

Mithin sind die von westlichen Politikern und einem Teil der Presse verwen-

deten Zuschreibungen wie Demokratie, Marktwirtschaft, Säkularisierung, Frei-

heitsbewegung usw. Euphemismen und auf den Arabischen Frühling bezogen

unzutreUend. Und mit (Etappen-)Siegen der radikalen Islamisten dort erstarken

konservative islamische Kräfte und Organisationen auch in Deutschland.

Informationen sind der einzige Weg, sich mit Ängsten und überzogenen Er-

wartungen auseinanderzusetzen. Einen aktuellen Einblick zu den gerade erst be-

gonnenen politischen, demograVschen, ethnologischen und theologischen Ent-

wicklungen in der arabischen Welt vermitteln:

Emmanuel Todd, Frei! Der arabische Frühling und was er für die Welt bedeu-

tet, München 2011.

Bundeszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Arabische Zeitenwende. Auf-

stand und Revolution in der arabischen Welt. Schriftenreihe Band 1243, Bonn

2012.

Eine entscheidende Frage zur Zukunft Deutschlands wird diejenige sein, wie

Muslime hier wahrgenommenwerden können und wahrgenommenwerden wol-

len. Werden die Ressourcen von Menschen mit Migrationshintergrund, mithin

auch diejenigen vieler Muslime, in Deutschland weiterhin unterschätzt oder an-

erkannt? Richten sich die Blicke auch zukünftig eher auf Problemlagen und fo-

kussieren sie auf Arbeitslosigkeit, Transferleistungen und Zwangsheirat? Wie

können Pauschalierungen aus der DeVzitperspektive als Irrtum oder Demago-

gie enttarnt werden? Was kann die gesamte Gesellschaft gegen einseitige Be-

richterstattungen in den Medien über Muslime oder „den“ Islam unternehmen,

in denen deren Rollen als Opfer oder Täter verfestigt werden?19 Was können

Schulen, Jugendeinrichtungen und Eltern leisten, um Präferenzen muslimischer

19 Vgl. exemplarisch Sabine SchiUer 2010.
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Kinder und Jugendlicher beim Medienkonsum auf deutsche Sender zu richten?

Welchen Beitrag an Transparenz können Muslime über sich und ihren Glauben

beisteuern? Welche Optionen haben sie, um sich einem Wohnen in ethnisch

verdichteten Wohnquartieren zu entziehen? Welche Strategien müssen Musli-

me entwickeln, um Loyalitätseinforderungen ihrer Community zu Lasten der

Gesamtgesellschaft abzuwehren? Welche alternativen Strategien zu „Rückzug

in die eigene Community“ und „Extremismus“ stehen Muslimen zur Verfügung,

wenn sie Ablehnung und Diskriminierung erfahren? Müssen sich Muslime bei

Bedarf und immer wieder neu von extremistischen oder islamistischen Akti-

vitäten öUentlich distanzieren? Wenn ja: Wer soll sich erklären? Können von

demselben Personenkreis bei gesellschaftlichen Krisen regelmäßig Loyalitäts-

adressen an die Mehrheitsgesellschaft erwartet werden? Warum tolerieren viele

Muslime, dass die Dachverbände als ihr Sprachrohr wahrgenommen werden,

obschon höchstens 20 % von ihnen Mitglied sind und lediglich – von DİTİB als

türkischer Behörde in Deutschland abgesehen – nur ca. 19 % der Muslime die

Verbände kennen und sich noch weniger – ca. 3,5 % – durch sie vertreten füh-

len?20 Wie können Zivilgesellschaft, Muslime und Politik die Aufgabe der indi-

viduellen Verbindung verschiedener Kulturen hinreichend unterstützen? Durch

welche Maßnahmen kann gesellschaftliche Kohäsion, insbesondere nach be-

stehenden und zu vermittelnden Gemeinsamkeiten verbindlicher Wertvorstel-

lungen, die die Gesellschaft zusammenhalten, hergestellt werden? Können sich

Muslime wie Nichtmuslime darauf verständigen, für die in Jahrhunderten er-

kämpften Grundwerte, insbesondere der negativen und positiven Religionsfrei-

heit, der Gleichstellung der Geschlechter, der Meinungs- und Pressefreiheit, als

indisponible Menschenrechte einzutreten?Was können Muslime wie Nichtmus-

lime tun, um sich wechselseitig zu akzeptieren und Ängste zu mindern? Wie

kann – als gemeinsame Aufgabe – politischer EinWuss ausländischer Regierun-

gen auf Muslime in Deutschland nachdrücklich eingedämmt werden?

Diese sowie weitere Fragen werden in den Fachbeiträgen dieses Sammelban-

des aus unterschiedlichen Perspektiven erörtert.

20 Vgl. BAMF 2009, S. 174U.
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Kriterien für die Bestimmung
der Zugehörigkeit des Islam zu Deutschland

Klaus Spenlen und Norbert Posse

1 Theoretische Annäherung an „Zugehörigkeit“
Klaus Spenlen

Wohl jeder kennt den Ausruf „Gib her, das gehört mir!“ oder die Frage „Wem

gehört das?“. Die meisten dieser Besitz- oder Eigentumsfragen sind zumindest

dann relativ leicht zu beantworten, wenn bei Eigentumsansprüchen Dokumente

vorgelegt werden können wie Kaufbelege, Schenkungsurkunden oder Grund-

bucheinträge. Nicht viel schwerer stellen sich Zuordnungen bei einer Ankündi-

gung wie dieser dar: „Für Angehörige der Kunstakademie ist der Eintritt frei“.

Eine Angehörigkeit ist durchweg ebenfalls ein Rechtsverhältnis wie das zu Be-

sitz oder Eigentum, das sich allerdings in einer Mitgliedschaft, einem Arbeits-

verhältnis o. Ä. begründet. Hier kann der Beweis der Angehörigkeit z. B. durch

Vorlage eines Mitglieds- oder Dienstausweises erbracht werden.

Schwieriger ist die Frage der Zugehörigkeit zu beantworten, z. B. ob etwa

Regelverstöße zum Straßenverkehr gehören. Im Vergleich zu den Besitz- oder

Eigentums- sowie Angehörigkeitsfragen macht dieses Beispiel viererlei deut-

lich: Erstens gibt es oUenbar einen Unterschied zwischen Rechtsverhältnissen

und solchen, die sich auf Zugehörigkeit berufen. Zweitens bedeutet Zugehörig-

keit nicht in jedem Fall Machtanspruch, gar Verfügungsgewalt über etwas oder

jemanden zu haben. Drittens scheint es Zugehörigkeiten zu geben, die beob-

achtbar, fotograVerbar, protokollierbar oder zählbar sind, denn Übertretungen

im Straßenverkehr kennt jeder aus eigener Anschauung, im Zweifel aus Fotos

von Radareinrichtungen. Viertens scheint es Zugehörigkeiten selbst bei Sach-

verhalten zu geben, bei denen sie nicht von vornherein zu erwarten sind: So wie

etwa Regelverstöße zum Straßenverkehr gehören, gehört der Tod zum Leben.

Jemand oder etwas kann sich mithin zugehörig fühlen, ohne dabei angehörig zu
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sein oder Besitz zu beanspruchen. Einem Staat wie Deutschland, der eine po-

litische Ordnung mit entsprechender rechtlicher und gesellschaftlicher Struk-

tur besitzt, können mithin auch Menschen angehören, indem sie hier wohnen

oder die Staatsangehörigkeit besitzen, ohne sich dem Volk zugehörig zu fühlen,

dessen Vorfahren ihn gegründet haben. Um Zugehörigkeit zu reklamieren, be-

darf es also keines einklagbaren Rechtstitels, eher Emotionalität, Verbundenheit,

Wir-Gefühl. Es kann aber ggf. hilfreich sein, bei Bedarf weitere Informationen

hinzuzuziehen, ob etwas zugehörig ist, etwa Statistiken, Nachrichten oder an-

derweitiges Datenmaterial.

Das lässt sich z. B. an der Frage erläutern, ob Migranten zu Deutschland ge-

hören. Hier helfen Beobachtungen oder Befragungen zwar weiter. Zusätzlich ist

jedoch ein Blick in die Geschichte hilfreich, denn Aus- und Zuwanderung hat es

schon immer gegeben, sie sind so alt wie die Menschheit selbst. Mithin ist selbst

dann die Zugehörigkeit zur neuen Lebensumgebung nicht zweifelhaft, wenn sie

auf gängige Aussagen von Migranten wie „. . . ist halt beides irgendwie meine

Heimat“, das Alte und das Neue, stößt.1

Beobachtbar sind in Deutschland auch Muslima, die sich islamisch kleiden,

also beispielsweise ihr Haar mit einem Kopftuch bedecken. Auch bei manchen

Männern kann man eine islamische Kopfbedeckung, die Tacke, sehen. Hilft hier
als weitere Information der Blick in deren Pass? Gehören Menschen islamischen

Glaubens dann zu Deutschland, wenn sie hier geboren sind und die deutsche

Staatsangehörigkeit besitzen? Und anders herum gefragt: Gehören sie nicht zu

Deutschland, wenn diese Merkmale nicht auf sie zutreUen? Geht es bei der Frage

nach ihrer Zugehörigkeit zu Deutschland also um die Person oder um schwer

fassbare Kennzeichen wie deren Glaube und Religion?

Eine der Grundfragen dieses Beitrags ist mithin die Frage, ob „der“ Islam in

Deutschland die Summe aller Muslime ist, die hier leben oder ob er eine eigene,

beschreibbare und bestimmbare Qualität darstellt.

Bei dieser Qualitätsfrage geht es zunächst darum, zu klären, was „der“ Islam

ist. Die derzeit etwa vier Millionen Muslime in Deutschland gehören, sofern sie

1 Eine im August 2012 durchgeführte Umfrage des Instituts Info GmbH unter insgesamt 1.011
Deutsch-Türken bestätigt solche Einstellungen und Gefühle von der ersten bis zur dritten Generati-
on der Türkischstämmigen, zumeist Muslimen. Das Ergebnis: Viele von ihnen fühlen sich zwischen
beiden Kulturen „zerrissen“.
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